Grußwort Jürgen Dusel
Fachtagung des Deutscher Blinden- und Sehbehindertenverband e.V. (DBSV) 
am 08.09.2023 

Titel der Veranstaltung: 
Verbandsklagen im Behindertenrecht - Chancen und Herausforderungen auf dem Weg zu mehr Barrierefreiheit

Lieber Andreas Bethke (DBSV), 
liebe Christiane Möller (DBSV) und 
lieber Prof. Dr. Felix Welti (Uni Kassel), 
sehr geehrte Damen und Herren,

zunächst bitte ich um Ihr Verständnis für mein Ausbleiben aus gesundheitlichen Gründen. Gern wäre bei diesem spannenden Thema, das mir - als Behindertenbeauftragter wie als Jurist - sehr am Herzen liegt, persönlich vor Ort gewesen. 
Erst in der letzten Woche hat - Sie werden es verfolgt haben - der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderungen Deutschland unter die Lupe genommen. Wie Sie wissen, ist die Konvention seit der Ratifizierung 2009 in Deutschland geltendes Recht. Vollkommen zurecht gab es viele Fragen und Kritik an die Vertreterinnen und Vertreter der Bundesregierung, auch deshalb bin ich sehr gespannt auf die Abschließenden Bemerkungen des Ausschusses. Ich werde zusammen mit dem Deutschen Institut für Menschenrechte (DIMR) zu einer Konferenz einladen, um so darauf hinzuwirken, dass Bund, Länder und Kommunen ihrer Aufgabe gerecht werden, für gleichwertige Lebensbedingungen zu sorgen, indem sie die Empfehlungen des UN-Ausschusses als Grundlage für konkrete politische und strategische Entscheidungen nehmen.
Aber lassen Sie uns zu unserem heutigen Gegenstand kommen, den Verbandsklagen im Behindertenrecht!
Das Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) auf Bundesebene sowie die Landesgleichstellungsgesetze (LGG) spielen eine zentrale Rolle für die Umsetzung der UN-BRK. Durch das BGG und seine Novellierung 2016 konnten wir durchaus Fortschritte bei Barrierefreiheit und angemessenen Vorkehrungen für Menschen mit Behinderungen in der Bundesverwaltung feststellen. Nun, mehr als 20 Jahre nach Inkrafttreten des BGG, gibt es jedoch noch Defizite bei Bekanntheit und Implementation. In meinem Haus ist auch die unabhängige Schlichtungsstelle BGG verortet, ihr aktueller 6. Jahresbericht resümiert: Viele öffentliche Stellen des Bundes sind den Verpflichtungen, die sich aus dem BGG ergeben, bis heute nicht vollständig nachkommen. 
Der Evaluationsbericht zur BGG-Reform 2022 zeigt dies bezüglich der baulichen Barrierefreiheit, aber v. a. für den wichtigen Bereich der digitalen Barrierefreiheit, der durch den Digitalisierungsschub der letzten Jahre und die aktuelle Digitalisierungsstrategie der Bundesregierung zunehmend an Bedeutung gewinnt. Viel zu oft sind Vorschriften der BITV 2.0 in Deutschland noch „Law in the books“: Gesetze, die Behörden nicht oder nicht mit nötiger Dringlichkeit umsetzen. 
Verstöße gegen Verpflichtungen aus dem BGG sind oft folgenlos, weil Menschen mit Behinderungen sich seltener wehren (können), und bei Verstößen gegen Vorgaben des BGG auch keine Sanktionen drohen.

Rechtsdurchsetzung gewährleisten - Rechtsschutz-Möglichkeiten verbessern
„Recht haben“ und „Recht bekommen“ sind bekanntlich zwei unterschiedliche Dinge. Das eine hat nicht immer das andere zur Folge. Rechtsdurchsetzung und Sanktionsmöglichkeiten bei Verstößen gegen Vorgaben des BGG - effektiver Rechtsschutz - sind für betroffene Menschen mit Behinderungen von immenser Bedeutung! 
Die Instrumente zur Rechtsdurchsetzung sind im Gesetz verankert:
Neben Individualrechtsschutz gibt es die Möglichkeit für Menschen mit Behinderungen, ihr Recht mit Schlichtungsverfahren nach (§ 16 BGG), durch gesetzliche Prozessstandschaft (nach § 14 BGG) oder mittelbar über Verbandsklage (nach § 15 BGG) geltend zu machen.
Zu begrüßen ist, dass sowohl der Bund als auch alle Länder im BGG bzw. den LGG das Verbandsklagerecht verankert haben. 
Und betrachten wir das Verbandsklagerecht aus demokratietheoretischer Sicht, dann ist es „Ausdruck partizipativer Demokratie“; die Verbandsklage kann also zur Durchsetzung demokratischer Teilhaberechte als politisches Werkzeug begriffen werden.
Aus der Evaluation des BGG wissen wir: Bislang hat das Instrument des Verbandsklagerechts als kollektiver (Behinderten-)Rechtsschutz anscheinend kaum praktische Relevanz. Woran liegt es? Liegt es an der Erfolgsgeschichte niedrigschwelliger Konfliktlösungen im Schlichtungsverfahren (nach § 16 BGG), weil die Konflikte sich außergerichtlich auflösen - was gut ist! - und wir somit Streitfälle, die vor Gericht landen, reduzieren? Liegt es an mangelnden Informationen über Möglichkeiten des verbandlichen Rechtsschutzes und fehlende rechtlich Kenntnisse, sodass Klagemöglichkeit nach BGG (zu) wenig genutzt wird? Oder muss die derzeitige gesetzliche Ausgestaltung des Verbandsklagerechtes verändert werden, um eine Trendwende bei Verbandsklagen herbeizuführen?
Ich bin für die DBSV-Projektforschung „Barrierefreiheit durchsetzen, Diskriminierung ahnden!“. Ebenso dankbar bin ich Prof. Welti und seinem Team für die bereits zweite Runde umfassender Evaluationsforschung zur zweiten BGG-Novelle, auch für die daraus gewonnenen übergreifenden Erkenntnisse über Rechtsdurchsetzung und Sanktionsmöglichkeiten sowie aufgezeigte Handlungsbedarfe. Ich hätte heute gern Ihre Befunde und Erkenntnisse aus der Projekt- und Evaluationsforschung sowie Ihre Impulse aus rechtskreisübergreifender und vergleichender Perspektive kennengelernt!
Lassen Sie mich die Dinge aus meiner Sicht, also aus der Sicht des Behindertenbeauftragten der Bundesregierung, darstellen. Mein Job ist es, darauf hinzuwirken, dass der Bund seinem Auftrag, der sich aus der ratifizierten UN-BRK ergibt, nachkommt. 
Die gesetzliche Ausgestaltung bleibt in Deutschland derzeit hinter den konkreten Anforderungen Artikel 5 UN-BRK (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung) zurück. Dabei dürfen wir nicht stehen bleiben - zumal im Koalitionsvertrag die Weiterentwicklung des BGG (neben Weiterentwicklung AGG und BFSG) angekündigt wurde. Besonders wichtig ist hier die Verpflichtung privater Anbieter von Gütern und Dienstleistungen zum Abbau von Barrieren v. a. bei Mobilität, Wohnen, im Gesundheitswesen und im digitalen Bereich - im Nachbarland Österreich längst erfolgreich umgesetzt! Doch in Deutschland ist man ängstlich und scheint sich davor zu scheuen, die Anwendungsbereiche und Adressatenkreise in § 14 und 15 BGG auf das Handeln privater Unternehmen auszuweiten und zugleich Rechtsverfolgung/Rechtsschutz - auch von „Kollektivinteressen“- effektiver und breiter aufzustellen sowie Sanktionsmöglichkeiten vorzusehen.
Denke ich an die vielen Eingaben von Menschen mit Behinderungen, die bei meinem Arbeitsstab eingehen, beispielsweise im Bereich digitaler Finanzdienstleistungen, öffnet sich vor dem geistigen Auge großer Raum für den potentiellen Einsatz von Instrumenten der kollektiven und präventiven Rechtsdurchsetzung. Mit anderen Worten: Mit dem Ausbau des Anwendungsbereichs und Adressatenkreises des BGG sollte zugleich eine Verbesserung der Rechtsschutz-Möglichkeiten einhergehen. 
Welche Verbesserungsmöglichkeiten kommen zur Weiterentwicklung des Instrumentariums in Betracht?

Die Einbeziehung Privater Unternehmen in den Adressatenkreis des BGG - wie im Koalitionsvertrag vorgesehen und von der Bundesregierung beim Konstruktiven Dialog in Genf übrigens auch angekündigt - hatte ich schon erwähnt. Lassen Sie mich darüber hinaus vier Handlungsempfehlungen aufführen, die sich unter anderem auch dem Evaluationsbericht des novellierten BGG und den Empfehlungen des DIMR entnehmen lassen: 
· So sollte der Anwendungsbereich des Verbandsklagerechts meines Erachtens durch eine Generalklausel für sämtliche Klagegegenstände zur Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen und Barrierefreiheit gegenüber Trägern der öffentlichen Gewalt und Privatunternehmen, ausgebaut werden. 
· [bookmark: _GoBack]Zudem sollte die Wirkung des Verbandsklagerechts effektiv ausgestaltet werden, indem die zulässigen Klagearten um die Unterlassungs-, Verpflichtungs-, aber vor allem um die Leistungsklage erweitert werden. Insbesondere die Leistungsklage braucht es, um Verbesserungen im Sinne der Barrierefreiheit direkt gerichtlich einfordern zu können. Erst recht, wenn der Adressatenkreis des BGG bzw. der LGG zukünftig die Privatwirtschaft mitumfasst.
Zu einer effektiven Ausgestaltung gehört auch, dass der Streitwert pauschal so geregelt wird, dass die Kosten für Verbände nicht zum existenziellen Risiko werden.
· Ein weiterer konsequenter und den Leitlinien des UN-Fachausschusses folgender Schritt bei der Umsetzung der UN-BRK wäre es, Regelungen zu „angemessenen Vorkehrungen“ im BGG und den LGG verpflichtend auszugestalten. Insbesondere auch im Prozessrecht und für die Rechtsberatung brauchen wir ausdrückliche Regelungen zu angemessenen Vorkehrungen. Die Regelungen zur Barrierefreiheit im Gerichtsverfassungsgesetz zur Verständigung mit hör- und sprachbehinderten Personen sowie zur Zugänglichmachung für blinde und sehbehinderte Menschen bleiben hinter dem, was Art. 13 UN-BRK an prozessualen (angemessenen) Vorkehrungen fordert und hinter dem, was für die Verwaltung gilt, deutlich zurück. 
Bereits heute finden sich in fast allen BGG und LGG Regelungen zu „angemessenen Vorkehrungen“, d. h. zu spezifischen Maßnahmen, die gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen Leben ermöglichen sollen. Trotz dieser positiven Entwicklung findet das Prinzip der angemessenen Vorkehrungen weder im politischen Diskurs, noch in der Verwaltungspraxis, noch in der Justiz ausreichend Beachtung. Das zeigt uns, dass der Wille des Gesetzgebers zwar da war. Aber damit die Menschen ihre aus der UN-BRK erwachsenen Rechte auch leben können, brauchen wir konkrete gesetzliche Verpflichtungen.
· Und letztlich kann auch dieser Schritt nur Wirksamkeit entfalten, wenn verhältnismäßige und abschreckende Sanktionsmöglichkeiten eingeführt werden für den Fall, dass gegen Vorgaben zum Abbau von Barrieren und zur Gewährleistung von angemessenen Vorkehrungen verstoßen wird.
Zum Thema Verbandsklagen soll es das von mir heute gewesen sein. 
Wie Sie sich vorstellen können, habe ich noch einige andere Ideen zur anstehenden Novellierung des BGG - insbesondere auch was die rechtlichen Kompetenzen des Amtes der beauftragten Person betrifft. Diese werde ich im Rahmen der Ressortabstimmung einbringen, sobald das BMAS einen Referentenentwurf vorlegt.  
Nun bleibt mir nur noch, sehr geehrte Damen und Herren, Ihnen eine erfolgreiche Tagung zu wünschen. Erfolgreich vor allem im Sinne der Menschen mit Behinderungen, die von einem effektiv ausgestalteten Verbandsklagerecht profitieren können. Ich wünsche Ihnen gutes Gelingen! 
